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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Eine Gruppe mit dem Namen „Marche Blanche“, welche sich seit einiger Zeit vor allem
in der Romandie für den Schutz von Kindern vor sexuellen Gewalttaten einsetzt,
lancierte im August eine Volksinitiative, welche verlangt, dass es für sexuelle und
pornografische Straftaten, welche an Kindern vor ihrer Pubertät begangen werden,
keine Verjährung mehr geben soll. Der Nationalrat gab in diesem Bereich zwei
parlamentarischen Initiativen Folge. Die erste stammte von Glasson (fdp, FR) und war
unbestritten. Sie verlangte, dass das organisierte Verbrechen an Kindern (Kinderhandel,
Kinderprostitution etc.) als Verbrechen gegen die Menschlichkeit qualifiziert wird. Dies
würde es erlauben, Täter unabhängig von ihrem Aufenthaltsort und dem Tatort in der
Schweiz strafrechtlich zu verfolgen. Die zweite gutgeheissene parlamentarische
Initiative kam von Abate (fdp, TI). Ihr Ziel ist es, das Strafmass für sexuelle Handlungen
mit Kindern zu erhöhen. Der Nationalrat stimmte dabei gegen den Antrag seiner
Rechtskommission. Diese hatte vergeblich gewarnt, dass damit die mit der Revision des
Sexualstrafrechts von 1991 geschaffene Unterscheidung zwischen schweren Taten und
solchen, die ohne Anwendung von psychischer oder physischer Gewalt ausgeübt
werden, aufgehoben würde. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.09.2004
HANS HIRTER

Diesem Schicksal entging die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI), welche sexuelle
Handlungen mit Kindern unter sechzehn Jahren mit bis zu zehn Jahren Zuchthaus
bestrafen will. Die Initiative wurde vom Nationalrat bereits zum vierten Mal verlängert.
Die Frist läuft nun bis zur Wintersession 2014. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI) mit der Forderung nach höheren Strafen
für sexuelle Handlungen mit Kindern soll im Rahmen der Harmonisierung der
Strafrahmen umgesetzt werden. Dazu verlängerte der Nationalrat in der Wintersession
2014 die Behandlungsfrist schon zum fünften Mal um weitere zwei Jahre. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

Aus demselben Grund wie vor zwei Jahren verlängerte der Nationalrat die Frist der
parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) für höhere Strafen bei sexuellen
Handlungen mit Kindern zum sechsten Mal um weitere zwei Jahre, diesmal bis zur
Wintersession 2018. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Zum siebten Mal verlängerte der Nationalrat Ende 2018 die Behandlungsfrist für die
2003 eingereichte parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI), die höhere Strafen bei
sexuellen Handlungen mit Kindern fordert. Die RK-NR erklärte, die Umsetzung der
Initiative im Rahmen der Beratung der Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen zu
prüfen, welche der Bundesrat im April 2018 zuhanden der Räte verabschiedet hatte. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
KARIN FRICK

Privatrecht

Personen, die aufgrund ungerechtfertigter Zahlungsbefehle auf Aberkennung der
Schuld klagen müssen, sollten künftig rasche Lösungen zur Löschung des
Betreibungseintrags gewährleistet werden. Mittels parlamentarischer Initiative forderte
FDP-Nationalrat Fabio Abate (TI) eine entsprechende Gesetzesanpassung im SchKG. In
seiner Begründung argumentierte er, dass mutmassliche Schuldner, die eine
Aberkennungsklage einreichen, mit äusserst hohen Gebühren belastet würden,
während diese für mutmassliche Gläubiger erheblich geringer ausfalle. Dies eröffne ein
Fenster für Missbrauch, was laut Abate in der Praxis tatsächlich häufig passiere. Neben
den offensichtlichen Nachteilen, die Personen, die das «Nichtbestehen der Schuld
feststellen lassen müssen», bei Geschäften wie einem Mietvertrag oder auf der
Stellensuche erführen, könnten ihnen auch erhebliche finanzielle Nachteile auferlegt
werden. Dies geschehe unabhängig davon, ob die Schuld überhaupt je bestanden habe

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2011
CATALINA SCHMID
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oder bereits getilgt worden sei. Der Initiant schlug als Lösung vor, dass Forderungen
während einer festzulegenden Frist gerichtlich geltend gemacht werden müssen. Bei
Vernachlässigung dessen würde die Betreibung künftig hinfällig und der Zahlungsbefehl
aufgehoben und gelöscht. Die RK-NR beschloss im Oktober 2010 einstimmig, der
parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Im Mai 2011 tat es ihr ihre
Schwesterkommission gleich. 6

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die SPK des Nationalrats legte eine parlamentarische Initiative vor, welche Anliegen aus
verschiedenen in den letzten Jahren eingereichten Vorstössen von Ratsmitgliedern
aufnahm. Das Hauptziel der Vorlage war eine Aufwertung der Motion und des Postulats
in den Verhandlungen des Nationalrats. Durch eine Ausdehnung der Sitzungsdauer und
verkürzte Redezeiten in gewissen Eintretensdebatten soll genügend Zeit für die
Behandlung von persönlichen Vorstössen gewonnen werden. Vorstösse, die als
mehrheitsfähig erscheinen, weil sie bereits von der anderen Ratskammer oder einer
Kommissionsmehrheit angenommen worden sind, sollen konsequent prioritär
behandelt werden. (Siehe dazu auch die parlamentarische Initiative Hämmerle (sp, GR)
(06.416) Das bisherige Vorgehen, Vorstösse von der Traktandenliste zu streichen, wenn
sie zwei Jahre nach ihrer Einreichung vom Rat noch nicht behandelt worden sind, soll
aufgegeben werden. (Siehe dazu auch hier (Motion Kunz (svp, LU) (05.3077) und hier
(Büro NR, 06.479).) Über diese würde in Zukunft wieder abgestimmt, allerdings ohne
vorangehende Diskussion. Während diese Neuerungen nur den Nationalrat betreffen,
schlug die SPK-NR auch einige Änderungen für beide Räte vor. Um Zeit zu gewinnen,
soll das Differenzbereinigungsverfahren bei der Vorberatung von parlamentarischen
Initiativen durch die Ratskommissionen gestrafft, die Plenumsberatung über in beiden
Räten eingereichte identische Kommissionsmotionen gekürzt und auf eine
obligatorische Mitwirkung der Finanzkommissionen bei der Vorberatung
ausgabenrelevanter Vorlagen verzichtet werden. (Siehe zu den Kompetenzen der
Finanzkommission die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI) (06.467)). In diese
Sammelvorlage nahm die SPK auch noch die Umsetzung von zwei weiteren
parlamentarischen Anliegen auf. Zum einen ging es um eine von Nationalrat
Hochreutener (cvp, BE) 2005 eingereichte parlamentarische Initiative (05.437), welche
eine präzise Regelung des Verfahrens im Falle der Amtsunfähigkeit eines Mitglieds des
Bundesrates verlangt. Zum anderen ging es um die Umsetzung der im Vorjahr vom
Parlament überwiesenen Motion Markwalder (fdp, BE) (06.3872) für eine
generationsverträgliche Politik. Der Bundesrat soll in Zukunft in seinen Botschaften
auch ausführen, inwiefern seine Vorschläge mit den Interessen künftiger Generationen
vereinbar sind.

Das Parlament verabschiedete diese neuen Bestimmungen bereits in der
Herbstsession. Das Eintreten war im Nationalrat unbestritten und auch in der
Detailberatung gab es nur wenige Änderungsanträge. Sehr umkämpft war allerdings die
so genannte Guillotineklausel für Motionen und Postulate. Das Ratsbüro opponierte
gegen den ursprünglichen Antrag der SPK. Sein Argument, ein Abstimmungsmarathon
über alle nach zwei Jahren noch nicht erledigten Vorstösse am Sessionsende sei
unzumutbar, überzeugte auch eine Mehrheit der SPK. Diese schlug deshalb in der
Ratsdebatte die Beibehaltung des Status quo (automatische Abschreibung) vor und
setzte sich damit gegen den Widerstand der SP und der GP durch. Der Ständerat war
mit diesen Beschlüssen weitgehend einverstanden. Er lehnte aber die Neuerung ab,
dass ein Vorstoss nicht nur von einer einzelnen Person eingereicht werden kann,
sondern auch gemeinsam von zwei oder drei Ratsmitgliedern aus verschiedenen
Fraktionen. Da diese Lösung, welche den parteiüberschreitenden Charakter einer
Intervention hervorheben soll, für den Nationalrat von einer gewissen Bedeutung sein
könne, solle er sie jedoch für sich in seinem Ratsreglement einführen dürfen. Nachdem
die Parlamentsdienste auf die Kosten der dafür erforderlichen Anpassung der
elektronischen Erfassungsformulare hingewiesen hatten, verzichtete auch der
Nationalrat in der Differenzbereinigung auf diese Neuerung. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
HANS HIRTER
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Mit einem Strauss an Forderungen hatte der Kanton Tessin 2014 auf Probleme
aufmerksam gemacht. Konkret forderte der Südschweizer Gliedstaat in drei
Standesinitiativen eine Aufkündigung des Grenzgängerabkommens und entsprechende
Neuverhandlungen mit Italien (14.302), einen Sonderstatus für Kantone im
Finanzausgleich, die von negativen Auswirkungen der Freizügigkeit aufgrund ihrer
Grenzlage besonders betroffen sind (14.303) sowie eine kantonale Autonomie für die
Festlegung von Höchstzahlen und Kontingenten für Grenzgängerinnen und Grenzgänger
(14.304). Mit dem deutlichen Ja zur Masseneinwanderungsinitiative und der eher
überraschenden Ablehnung des RTVG hatte die Tessiner Bevölkerung ebenfalls ein
Zeichen gesetzt – beide Resultate waren auch als Protestvoten gegen Bundesbern
interpretiert worden. Die Probleme und Sorgen des Südkantons stiessen deshalb
insgesamt auf offene Ohren. 
Allerdings lehnte der Ständerat als Erstrat alle drei in einem Paket diskutierten
Standesinitiativen in der Sommersession ab. Die WAK-SR, die mit dem Geschäft betraut
war, betonte, dass sie die Anliegen des Kantons Tessin sehr ernst nehme. Man habe sich
nicht nur mit einer Delegation des Tessiner Parlaments, sondern auch mit Eveline
Widmer-Schlumpf und Johann Schneider-Ammann getroffen, um sich über die
Probleme in der Südschweiz auszutauschen. Zwar beantragte die Kommission
einstimmig die Ablehnung der drei Standesinitiativen, legte aber gleichzeitig ein
Postulat vor: Der Bundesrat soll aufzeigen, welche auch im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative diskutierten Massnahmen und Handlungsmöglichkeiten
bestehen, um die Probleme im Kanton Tessin zu lindern. Ein Aufruf von Fabio Abate
(fdp, TI), wenigstens bei der Festlegung von Höchstzahlen eine föderalistische Lösung
anzustreben und der letzten der drei Standesinitiativen Folge zu geben, fand immerhin
12 weitere Unterstützer; 22 Nein-Stimmen und drei Enthaltungen versenkten diesen
Vorstoss aber ebenso wie die beiden anderen. Das Postulat wurde freilich – nachdem
es auch von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf positiv hervorgehoben wurde –
angenommen. 8

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

In den gleichzeitig wie in Luzern stattfindenden Wahlen für den Grossen Rat im Kanton
Tessin kam es ebenfalls zu einem Einbruch der Mitteparteien. Im Südschweizer Kanton
waren allerdings im Unterschied zur Innerschweiz weder die Grünliberalen noch die
BDP angetreten. Insgesamt traten 675 Kandidierende auf 10 Listen für die 90 Sitze im
Kantonsparlament an. Darunter befanden sich neben CVP, FDP, SP und SVP, welche
eine Mischliste mit der EDU aufgestellt hatte, auch die Lega, die Grünen, das Bündnis
zwischen der Movimento per il socialismo und der kommunistischen Partei, zwei
kleinere Gruppierungen und die Einerliste Montagna Viva mit Germano Mattei, der im
Herbst auch für die Ständeratswahlen kandidierte. Mit dem Slogan „ein Tessin für
Tessiner“ machte die Lega in gewohnt aggressiver Manier Stimmung mit den Ängsten
der Bevölkerung des Grenzkantons. Sie schürte die Wut gegen die politische Elite in
Bern, die sich nicht um das Tessin kümmere, sowie gegen Grenzgänger und Migranten,
die der einheimischen Bevölkerung die Arbeitsplätze streitig machen würden. Ähnlich
wie im Kanton Genf der MCG hatte also auch im Grenzkanton Tessin nicht die SVP,
sondern die sprachregional begrenzt auftretende Lega die Rolle der rechten
Oppositionspartei inne. Für einigen Wirbel sorgte der Umstand, dass die
Kandidierenden erstmals ihr Vorstrafenregister einreichen mussten und allfällige
Einträge daraus im Amtsblatt veröffentlicht wurden. Nicht weniger als 15 Kandidierende
(je fünf von Lega und FDP, drei von der CVP und einer von der SVP) erwiesen sich dabei
als vorbestraft, wobei die Strafen vor allem Verkehrsdelikte betrafen.

Bei den Wahlen zeigte sich ein Erfolg der Strategie der Lega, der die arrivierten
Parteien nichts entgegenzusetzen hatten. Der Zuwachs des Wähleranteils um 6,6
Prozentpunkte (neu: 22,8%) bedeutete einen Gewinn von sechs Sitzen für die Lega. Mit
den neu 21 Mandaten wurde sie zweitstärkste Kraft im Tessiner Grossen Rat und
überholte sowohl die SP als auch die CVP. Die Christdemokraten (20,5%; -2,7
Prozentpunkte) verloren zwei Sitze und hatten nur noch 19 Mandate inne. Wie in den
anderen grossen Kantonen, in denen im Berichtsjahr Wahlen stattfanden, musste auch
die FDP Federn lassen. Sie büsste im Vergleich zu 2007 vier Sitze ein, blieb jedoch mit
23 Vertreterinnen und Vertretern und 25,2% Wähleranteil stärkste Partei in einer ihrer

WAHLEN
DATUM: 10.04.2011
MARC BÜHLMANN
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Hochburgen (-4,2 Prozentpunkte). Die Verluste wurden mit den parteiinternen
Querelen erklärt, die verhindert hätten, dass sich die Partei auf die Sorgen und Ängste
der Bevölkerung konzentrierte. Sitzverschiebungen gab es nicht nur von der Mitte nach
rechts, wo die SVP ihre fünf Mandate halten konnte. Auch links der Mitte kam es zu
Verwerfungen. Umweltanliegen schienen dabei im Wahljahr 2011 von Bedeutung, was
sich im Umstand zeigte, dass die Grünen – im Tessin nicht die Grünliberalen – drei Sitze
und 7,6% Wähleranteil (+3,5 Prozentpunkte) gewinnen konnten. Sie erhöhten damit die
Zahl ihrer Mandate von vier auf sieben und erreichten erstmals Fraktionsstärke. Für
eine Überraschung sorgte die kommunistische Partei zusammen mit dem Movimento
per il socialismo, die mit ihrer Mischliste 1,3% Wähleranteil und einen Sitz gewinnen
konnten. Dieser und die drei neuen Sitze der Grünen gingen auf Kosten der SP, die 3,9
Prozentpunkte an Wählerinnen und Wählern einbüsste (neu 15,1%) und nur noch über 14
Grossratssitze verfügte. Der Frauenanteil lag nach den Wahlen bei 13,3%. Die
Wahlbeteiligung war mit 58,5% tiefer als noch vor vier Jahren (62,1%). 9

Wahlen in kantonale Regierungen

36 Kandidierende auf acht Listen kämpften um die fünf Sitze im Tessiner Staatsrat, die
im Proporzverfahren vergeben werden. Gleich drei Sitze waren vakant. Zurückgetreten
waren Gabriele Gendotti (fdp), der seit dem Jahr 2000 als Regierungsmitglied amtete.
Nach insgesamt 12-jähriger Amtszeit traten auch Patrizia Pesenti (sp) und Luigi
Pedrazzini (cvp) nicht mehr an. Die seit 2007 amtierende Laura Sadis (fdp) und der
bereits seit vier Legislaturperioden als Staatsrat amtierende Marco Borradori (lega)
kandidierten hingegen erneut. Die Vakanzen führten zu einem mit harten Bandagen
geführten Wahlkampf und auch zu heftigen innerparteilichen Auseinandersetzungen.
Insbesondere in der FDP brachen bei der Kür der Kandidierenden alte Gräben zwischen
dem linken und dem wirtschaftsliberalen Flügel wieder auf. Als potentielle Nachfolger
Gendottis wurden Christian Vitta, Matteo Quadranti und Sergio Morisoli bestimmt. Vitta
und Quadranti – dem radikalen Flügel angehörend – warfen dem eher
wirtschaftsliberalen Morisoli dessen Nähe zu einer katholischen Bewegung vor. Neben
der bisherigen Sadis kandidierte Giacomo Garzoli als fünfter auf der freisinnigen Liste.
Die FDP musste insbesondere die Konkurrenz der Lega fürchten: Umfragen vor den
Wahlen zeigten, dass der Gewinn eines zweiten Sitzes für die mit rechtspopulistisch
aufbereiteten Themen wie Sicherheit, Grenzgänger und Bernfeindlichkeit
argumentierende Regionalpartei im Bereich des Möglichen lag. Die Lega trat neben dem
Bisherigen Borradori mit Parteichef Giuliano Bignasca und Nationalrat Norman Gobbi
an. Komplettiert wurde die Liste mit Michele Barra und Lorenzo Quadri. Die Lega wurde
von der SVP unterstützt, die im Gegensatz zu 2007 selber nicht antrat. Der
aussichtsreichste Kandidat der SP war ihr Präsident Manuele Bertoli, dem die
Verteidigung des Sitzes zugetraut wurde. Auch Mario Branda galt auf der SP-Liste als
potentieller Nachfolger. Die CVP versuchte ebenfalls mit ihrem Parteipräsidenten
Giovanni Jelmini sowie mit Paolo Beltraminelli ihren vakanten Sitz zu verteidigen.
Ferner fanden Franco Denti, Nadia Ghisolfi und Marco Passalia von der Generazione
Giovani Platz auf der CVP-Liste. Die aussichtsreichsten Kandidaten auf der Liste der
Grünen waren Sergio Savoia und Greta Gysin. Zudem trat Mattei Germano von Montagna
Viva mit einer eigenen Liste an. Ihm wie auch den Kandidierenden der kommunistischen
Partei und der Forza Civica wurden allerdings kaum Chancen eingeräumt. 

Bei den Wahlen Mitte April nutzte die Lega die historische Chance, die ehemalige
Hochburg der FDP zu schleifen. Obwohl eigentlich erwartet, war die Stärke der
Unterstützung für die Lega dann allerdings doch überraschend, erhielt doch ihre Liste
fast 30% der Stimmen (29,8%). Marco Borradori (lega, 81'754 Stimmen) und Norman
Gobbi (lega, 61'712 Stimmen) erhielten von allen Kandidierenden die meisten Stimmen.
Eine historische Niederlage musste die FDP einstecken, die damit nicht mehr stärkste
Partei im Tessiner Staatsrat war. Sie kam als Partei auf noch 25% der Stimmen, was
allerdings nur noch für einen Sitz reichte: Mit den drittmeisten Stimmen (59'915) wurde
Laura Sadis (fdp) bestätigt. Den CVP-Sitz (19,9%) verteidigen konnte Paulo Beltraminelli
(cvp, 44'270 Stimmen) und für die SP (16,3%) zog neu Manuele Bertoli (sp, 41'313
Stimmen) in die Exekutive ein. Mit ihm ist erstmals ein Sehbehinderter in einer
kantonalen Regierung vertreten. Die Grünen (6,1%), Forza Civica (1,3%), Montagnga Viva
(1%) und die Kommunisten (0,8%) hatten wie erwartet keine Chance auf einen
Regierungssitz. Die Wahlbeteiligung war mit 58,5% im schweizerischen Vergleich relativ
hoch, aber im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen leicht rückgängig
(2007: 59,4%). Auch der Frauenanteil nahm ab: Mit Laura Sadis (fdp) sass nur noch eine
Frau im Staatsrat. Der Sieg der Lega wurde unterschiedlich kommentiert. Während ihr
Parteipräsident ankündigte, dass ab dem nächsten Tag seine Partei kommandieren

WAHLEN
DATUM: 15.05.2011
MARC BÜHLMANN
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würde, erklärte die FDP ihre Niederlage mit der momentan schwierigen Situation im
Tessin, von der die Lega profitiert habe. In der Südschweizer Presse wurde die
Doppelnatur der Lega hervorgehoben: Auf der einen Seite sei der sympathische
Politiker Borradori die politische Treibkraft, und auf der anderen Seite mobilisiere der
Extremist Bignasca. Die stärkere Einbindung der Lega in die Regierungsverantwortung
könne allerdings durchaus auch der Zähmung der extremistischen Seite dienen. 10

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Tessin wurden im Vorfeld vier Favoriten für die beiden Ständeratssitze
gehandelt. Neben dem bisherigen Kantonsvertreter Filippo Lombardi (cvp) und dem
Nationalrat Fabio Abate (fdp), der den Sitz der FDP für den zurücktretenden Dick Marty
verteidigen sollte, wurden dem von SVP und Lega portierten parteilosen Sergio Morisoli
sowie dem ehemaligen Nationalrat und Fraktionspräsidenten der SP, Franco Cavalli gute
Chancen eingeräumt. Cavalli war 2007 als amtierender Nationalrat erfolglos zu den
Ständeratswahlen angetreten und hatte sich damals aus der Politik verabschiedet.
Germano Mattei, der sich unter dem Label MontagnaViva stark für die Probleme der
Berggebiete engagiert und der Parteilose Domenico Zucchetti wollten ebenfalls als
Ständevertreter nach Bern. 

Von den vier Favoriten erreichte im ersten Wahlgang keiner das absolute Mehr.
Lombardi konnte sich mit 45'260 Stimmen leicht absetzen. Abate (38'438 Stimmen),
Cavalli (35'735 Stimmen) und Morisoli (34'235 Stimmen) lagen jedoch ziemlich nahe
beieinander. Auch Mattei, der 9'084 Stimmen erhielt, trat neben den ersten vier noch
einmal an. Zucchetti strich mit 2'496 Stimmen hingegen die Segel. Der zweite Umgang
brachte hinsichtlich der Reihenfolge keine Veränderungen mehr. Lombardi konnte
seinen Sitz mit 48'618 Stimmen deutlich verteidigen. Der Abstand zwischen Abate, der
den Sitz für die FDP mit 36'262 Stimmen holte, und Cavalli hatte sich allerdings im
Vergleich zum ersten Umgang verkleinert: Letztlich entschieden 763 Stimmen zu
Gunsten von Abate. Wie bereits 2007, als ebenfalls ein zweiter Umgang nötig war,
schaffte es Cavalli nicht, einen Sitz in der kleinen Kammer zu erobern. Das zu
erwartende knappe Resultat bewegte zahlreiche Wahlberechtigte für den zweiten
Umgang an die Urne. Die Beteiligung lag bei 48,9%. 11

WAHLEN
DATUM: 20.11.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Tessin traten beide Amtsinhaber wieder zu den Ständeratswahlen an.
Filippo Lombardi von der CVP sass bereits seit 1999 für den Kanton in der kleinen
Kammer und wollte sich nun für eine fünfte Legislatur bestätigen lassen. FDP-Ständerat
Fabio Abate war hingegen erst seit 2011 im Amt und nahm seine erste
Wiederwahlkampagne in Angriff. Fünf weitere Anwärter machten den Amtsinhabern die
Sitze streitig. Die Lega und die SVP schickten mit Battista Ghiggia wie schon 2011 einen
gemeinsamen Kandidaten ins Rennen. Im linken Lager wollte die SP mit Roberto
Malacrida endlich wieder zum Erfolg kommen. Die Grünen präsentierten ihrerseits mit
Sergio Savoia einen eigenen Kandidaten. Der Kandidat der Kommunistischen Partei,
Demis Fumasoli, sowie Germano Mattei von Montagna Viva rundeten das Kandidatenfeld
ab.
Der linken Doppelkandidatur war ein Streit zwischen Sozialdemokraten und Grünen
vorausgegangen. Die Tessiner Grünen waren für ihre national abweichenden Positionen
bekannt, beispielsweise wenn es um Themen wie Migration und Personenfreizügigkeit
ging. Ihr Parteikoordinator Sergio Savoia hatte in den vergangenen Jahren bei diesem
Kursschwenk der Tessiner Grünen eine wichtige Rolle gespielt. Obwohl ihm
vorgeworfen wurde, zu stark dem Rechtspopulismus der Lega nachzueifern, konnte er
Erfolge bei den kantonalen Wahlen 2011 vorweisen. Der Rechtsdrall führt jedoch zu
Misstönen zwischen der kantonalen Partei und der Tessiner SP und die Kandidatur
ausgerechnet von Savoia stiess der SP sauer auf. Die Grünen ihrerseits verlangten von
der SP als Bedingung für eine Listenverbindung bei den Nationalratswahlen den
Verzicht auf eine eigene Ständeratskandidatur. Zwar war der SP ohne Zweifel klar, dass
ein Sitzgewinn im Nationalrat stark vom Zusammenspannen mit den Grünen abhängen
würde. Der Poker der Grünen – in den Medien auch als «Erpressung» betitelt – ging
jedoch nicht auf und die Sozialdemokraten traten mit einem eigenen Kandidaten,
Roberto Malacrida, an. Den bürgerlichen Parteien konnte der Zwist im linken Lager nur
recht sein. Filippo Lombardi galt freilich ohnehin als ungefährdet, da er sich im
Südkanton einer äusserst grossen Beliebtheit erfreute. Die erneute Kandidatur
verdankte der CVP-Ständerat einer Statutenänderung seiner Partei, womit eine fünfte
Amstzeit überhaupt erst ermöglicht wurde. Gefahr drohte deshalb hauptsächlich dem

WAHLEN
DATUM: 15.11.2015
ANDREA DENZ
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noch amtsjungen FDP-Ständerat Fabio Abate. Nachdem ihn vor vier Jahren SP-Kandidat
Franco Cavalli in Bedrängnis brachte, wurde dieses Mal eher dem Lega-Kandidaten
Ghiggia gute Chancen zugerechnet, dem FDP-Amtsinhaber gefährlich zu werden.

Der von den Medien prognostizierte zweite Wahlgang wurde Tatsache, weil bei einer
Wahlbeteiligung von 53.9 Prozent, keiner der Tessiner Kandidaten das absolute Mehr im
ersten Durchgang erreichte. Das Spitzenresultat gehörte wie erwartet CVP Ständerat
Filippo Lombardi, der 43'897 Stimmen erhielt. FDP-Amtsinhaber Fabio Abate folgte mit
40'504 Stimmen. Lega-Anwärter Battista Ghiggia erwies sich in der Tat als
hartnäckigster Verfolger. Er kam auf insgesamt 36'307 Stimmen. Abgeschlagen auf dem
vierten Platz landete SP-Kandidat Roberto Malacrida mit 23'030 Stimmen. Ohne
Chance blieb auch der Grüne Spitzenkandidat Sergio Savoia der nur gerade 14'412
Stimmen auf sich vereinte. Auf den hintersten Rängen folgten ausserdem Germano
Mattei mit 6'838 Stimmen und Demis Fumasoli mit 4'623 Stimmen. Das gute
Abschneiden des vor den Wahlen kaum bekannten Lega-Kandidaten Ghiggia sorgte bei
vielen für Erstaunen. Zwar war der Vorsprung Abates nicht unkomfortabel, aber Ghiggia
konnte dem FDP-Kandidaten durchaus noch gefährlich werden. Neben Ghiggia und den
beiden Amtsinhabern traten auch Roberto Malacrida und Sergio Savoia nochmals an,
gleichwohl beiden nach dem enttäuschenden Abschneiden im ersten Wahlgang kaum
Chancen attestiert wurden. Einzig die Letztplatzierten, Germano Mattei und Demis
Fumasoli, zogen sich aus dem Rennen zurück.
Im zweiten Wahlgang änderte sich – bei einem starken Rückgang der Beteiligung auf
44.5 Prozent – an der Reihenfolge des ersten Wahlgangs nichts: Filippo Lombardi mit
39'921 Stimmen und Fabio Abate mit 39'585 Stimmen schafften die Wiederwahl. Mehr
als nur im Nacken blieb ihnen freilich Battista Ghiggia. Der Lega-Kandidat verpasste mit
37'930 Stimmen den erhofften Coup nur sehr knapp. Damit war er auch der einzige
Kandidat, welcher seine Stimmenzahl im zweiten Durchgang noch steigern konnte.
Erwartet abgeschlagen blieben Roberto Malacrida mit 17'120 Stimmen und Sergio Savoia
mit 10'614 Stimmen. Im Tessin setzten sich damit die CVP- und FDP-Amtsinhaber
erneut durch. 12

Lors des élections fédérales de 2019, 9 personnes se sont portées candidates pour le
Conseil des États dans le canton du Tessin. Parmi celles-ci, on a retrouvé le sortant
Filippo Lombardi (pdc), considéré comme un poids-lourd de la politique fédérale.
Sénateur depuis 1999, le président du groupe PDC depuis 2014, a brigué un sixième
mandat. Pour cela, il a bénéficié une seconde fois d'une dérogation accordée par la
section cantonale du parti. En revanche, son collègue Fabio Abate (plr) a renoncé à se
représenter. Après avoir siégé onze ans au Conseil national, il avait succédé à Dick
Marty (plr) à la chambre haute en 2011. En réponse aux questions du Corriere del Ticino,
il s'est défendu de partir trop tôt, arguant que «ça n'est jamais le bon moment pour
partir: plus on avance, plus on peut justifier sa présence dans une assemblée par
l'expérience. Mais plus on reste, plus on acquiert de l'expérience». Après deux
législatures, il a donc estimé qu'il était temps de laisser la place à d'autres. Pour
défendre le siège PLR, le conseiller national Giovanni Merlini est monté au front. Celui-
ci a décidé de se présenter uniquement aux États, assumant le risque d'être exclu de la
politique fédérale en cas de revers. Le siège laissé vacant par Abate a aussi attisé
l'appétit des autres formations politiques. Après avoir échoué à moins de 2000 voix
d'Abate lors du deuxième tour de 2015, le candidat de la Lega Battista Ghiggia est
reparti au combat pour ces élections fédérales, sur un ticket commun avec l'UDC Marco
Chiesa. Le vice-président du parti suisse a visé la chambre haute en plus de sa
candidature pour le national. La donne était similaire à gauche: la conseillère nationale
socialiste Marina Carobbio Guscetti était candidate en duo avec la verte Greta Gysin.
L'accord entre socialistes et vert.e.s, renforcé encore par le parti communiste et le
mouvement Forum alternatif, nourrissait l'ambition de faire entrer une femme
progressiste à la chambre de réflexion. Cette collaboration entre forces de gauche s'est
articulée autour de sept thèmes politiques spécifiques tels que la lutte contre les
inégalités de genre et de salaire, la lutte contre le réchauffement climatique, la
nécessité d'une assurance-maladie publique et unique ou encore la lutte contre la
concurrence fiscale. Présidente du Conseil national en 2019, Marina Carobbio Guscetti
pouvait espérer profiter de la visibilité et de l'attention que la presse lui avait accordé
pour bousculer le tandem PLR-PDC. Autant à gauche qu'à droite, il avait été convenu
que le candidat ou la candidate avec le meilleur score au premier tour bénéficierait du
plein soutien de l'alliance en vue du second tour, alors que l'autre candidat.e se
retirerait. En raison des unions sacrées des deux côtés de l'échiquier politique, les
partis bourgeois ont adapté leur stratégie. Rivaux depuis des décennies au sud des
Alpes, le PDC et le PLR ont cette fois conclu une alliance qualifiée

WAHLEN
DATUM: 17.11.2019
MATHIAS BUCHWALDER
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d'«Interessenhochzeit» (mariage d'intérêt) par la NZZ. Cette alliance a suscité quelques
résistances au sein des partis, où l'on se posait des questions sur la compatibilité entre
le PLR laïque et proche du patronat, et le PDC catholique-conservateur, défendant
traditionnellement les intérêts des travailleurs et travailleuses. Au risque de fâcher la
base des partis, il a été rétorqué que l'alliance existe déjà dans de nombreux autres
cantons et fonctionne parfaitement. Les trois autres candidat.e.s pour la chambre de
réflexion étaient Werner Nussbaumer (lega verde), Germano Mattei (montagna viva) et
Xenia Peran (lega verde).
Durant les débats organisés par le Corriere del Ticino, Marco Chiesa a dénoncé la libre-
circulation qui met, selon lui, le marché du travail sous pression. En outre, il s'est
accordé avec Marina Carobbio Guscetti sur la nécessité de lutter contre les violences
envers les femmes. La colistière de Carobbio Guscetti, Greta Gysin, a débattu de
politique climatique avec Giovanni Merlini. Si tous deux étaient convaincus de la
nécessité d'agir, les outils privilégiés pour parvenir à limiter le réchauffement
climatique différaient. Alors que le candidat PLR a prôné l'utilisation d'incitations pour
réduire l'impact climatique du parc immobilier suisse, l'ex-députée verte au Grand
Conseil a elle souligné la nécessité de mettre en place des mesures certes
impopulaires, mais nécessaires pour rattraper les années d'inaction du corps politique.
Enfin, Battista Ghiggia et Filippo Lombardi ont notamment croisé le fer au sujet de
l'accord-cadre institutionnel. Conformément à la ligne de la Lega, Ghiggia l'a qualifié
d'inacceptable et de dommageable pour la Confédération. Durant la campagne, l'avocat
a fait l'objet de nombreuses critiques pour avoir engagé il y a quelques années une
secrétaire frontalière, alors que son parti prône la préférence indigène à l'embauche,
qui constitue une manière de procéder difficilement acceptable du point de vue de
l'UE. Ghiggia a justifié cela par les compétences spécifiques requises pour le poste.
Filippo Lombardi a alors fait remarquer que de nombreux employeurs pourraient user
de la même argumentation. Le sénateur sortant a lui soutenu la position du Conseil
fédéral sur l'accord-cadre, soulignant l'importance du commerce avec l'UE pour la
Suisse.

Au premier tour, Filippo Lombardi a terminé en tête avec 34'380 suffrages. Non loin
derrière ont suivi Marco Chiesa (32'654 voix), Giovanni Merlini (30'400 voix) et Marina
Carobbio Guscetti (30'295 voix). Greta Gysin (22'049 voix) et Battista Ghiggia (20'615
voix) ont été décrochés du wagon du tête, alors que les trois dernier.ère.s candidat.e.s
ne sont pas parvenus à dépasser les 3'000 bulletins. Conformément à la stratégie pré-
établie, Gysin et Ghiggia se sont retiré.e.s, laissant le soutien total de leurs formations à
Carobbio Guscetti et Chiesa en vue du second tour. Celui-ci s'annonçait ouvert: la
pression était principalement sur les épaules de Giovanni Merlini. S'il venait à échouer,
ce serait la première fois depuis 1848 et la création de l'État fédéral que le PLR
tessinois ne compterait pas de représentant à la chambre des cantons. Celui qui a été
surnommé «le lord anglais», en raison de son manque de proximité avec le peuple selon
le Tages Anzeiger, n'avait pas su profiter de l'alliance avec le PDC au premier tour.
Malgré son premier rang, Filippo Lombardi ne semblait pas non plus à l'abri d'une
mauvaise surprise. En revanche, Chiesa et Carobbio Guscetti, déjà assuré.e.s d'être
réélu.e.s à la chambre du peuple, espéraient surfer sur leur succès. Pour Carobbio
Guscetti en particulier, il s'agissait de devenir la première femme tessinoise à siéger
aux États. Alors que la participation au premier tour s'était élevé à 49 pour cent à peine,
la mobilisation a été l'un des enjeux principaux du second tour. 

C'est finalement un tremblement de terre politique qui s'est produit en Suisse
italophone lors du second tour: Marco Chiesa et Marina Carobbio Guscetti ont été
élu.e.s, éjectant de facto le PDC et le PLR du Conseil des États. Marco Chiesa a récolté
42'548 voix, pour terminer confortablement en tête du scrutin. Entre Carobbio
Guscetti et Lombardi, cela s'est joué à quelques bulletins près: 45 voix exactement ont
séparé les deux candidat.e.s. Avec 33'278 voix, Merlini n'a pas eu voix au chapitre. Pour
expliquer ce revers historique des partis bourgeois, l'alliance, considérée comme un
faux-pas, a été mise en avant. Le manque de soutien mutuel entre les deux candidats
aurait également été un facteur décisif. Mais ce vote a surtout montré le changement
souhaité par la population tessinoise, poussant vers la sortie un pilier historique du
parlement et de la politique tessinoise. Filippo Lombardi s'est montré beau perdant,
rappelant qu'en tant que politicien, il faut vivre avec le risque d'une non-réélection. Il a
néanmoins regretté la polarisation du paysage politique provoquée par la perte du siège
du centre. L'omniprésence de la thématique du marché du travail, en particulier du
traitement des frontalier.ère.s, a probablement porté préjudice à Lombardi et Merlini.
Au contraire, Chiesa et Carobbio en ont profité, bien que préconisant des remèdes
différents. La participation s'est montée à 47 pour cent pour ce deuxième tour. 13
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Aussenpolitik

Auslandschweizer

Weitere Unterstützung für Schweizer im Ausland forderte ein Postulat Abate (fdp, TI),
welches der Nationalrat im September an den Bundesrat überwies. Damit wird die
Regierung aufgefordert, einen Bericht über das konsularische Angebot für
Auslandschweizer zu erstellen und darin die Wirksamkeit und Effizienz dieser
Strukturen, insbesondere hinsichtlich möglicher Krisenfälle darzulegen. 14

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Die Auseinandersetzung über neue Regeln für die Wahl, Aufgaben und
Verantwortlichkeit von Verwaltungsräten wurde im Berichtsjahr fortgesetzt. Der
Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) Folge, welche verlangt,
dass Personen, welche wegen Konkurs- oder Betreibungsdelikten strafrechtlich
verurteilt worden sind, nicht in den Verwaltungsrat einer Aktiengesellschaft gewählt
werden können. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat hatte im Vorjahr einer parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) Folge
gegeben, welche verlangt, dass Personen, welche wegen Konkurs- oder
Betreibungsdelikten strafrechtlich verurteilt worden sind, nicht in den
Verwaltungsrat einer Aktiengesellschaft gewählt werden können. Auf Antrag ihrer
Rechtskommission beschloss die grosse Kammer im Berichtsjahr, dieses Anliegen nicht
mehr weiter zu verfolgen und die Initiative als erfüllt abzuschreiben. Der Grund dafür
war, dass der revidierte Allgemeine Teil des Strafgesetzbuchs vorsieht, dass ein Gericht
einem Verurteilten, der sein Delikt im Zusammenhang mit seiner Berufstätigkeit
begangen hat, die Ausübung bestimmter beruflicher Aktivitäten (wie eben
beispielsweise die Tätigkeit als Verwaltungsrat) für bis zu sechs Jahren verbieten kann. 16

ANDERES
DATUM: 17.12.2004
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Banken

Eine 2014 von Ständerat Abate (fdp, TI) eingereichte Motion hatte die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Finanzplatzes zum Ziel. Der Motionär wollte den
Bundesrat auffordern, italienische Treuhandgesellschaften (Fiduciarie statiche) als
Börsenagenten anzuerkennen. Durch die Anerkennung dieser Treuhandgesellschaften
als Börsenagenten würden diese von der Umsatzabgabe befreit, und zwar auch dann,
wenn sie die ihnen anvertrauten Gelder bei einer Schweizer Bank hinterlegten. Nach
geltendem Recht schuldeten die Fiduciarie statiche die Umsatzabgabe nur dann, wenn
sie die Gelder einer Schweizer Bank zur Verwaltung überliessen, nicht aber, wenn sie
die Gelder einer ausländischen Bank anvertrauten. Der Motionär war der Ansicht, dass
dadurch ein „offensichtlicher“ Wettbewerbsnachteil für die Schweizer Banken
entstehe. Ohne Gegenantrag überwiesen die beiden Parlamentskammern die Motion an
den Bundesrat. 17

MOTION
DATUM: 18.03.2014
FABIO CANETG
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Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Der Nationalrat behandelte das Entlastungsprogramm 2003 noch in derselben Session.
In der Eintretensdebatte betonten die Bürgerlichen, das EP 03 stelle angesichts der
völlig aus dem Ruder gelaufenen Bundesfinanzen das absolute Minimum an
Einsparungen dar. Die überproportional wachsenden Ausgaben müssten auf einen
vernünftigen, langfristig tragbaren Kurs gebracht werden. Die Linke hingegen
bezeichnete das Entlastungsprogramm als ein massives Spar- und Abbauprogramm, das
den verfassungsmässigen Auftrag einer nachhaltigen Entwicklung gefährde. Zudem sei
es stossend, das Programm gleichzeitig mit dem Steuerpaket vorzulegen; die Kosten
würden bloss auf Gemeinden und Kantone überwälzt. Während die Grünen gar nicht
erst auf die Vorlage eintreten wollten, beantragten die Sozialdemokraten Rückweisung
des Geschäfts mit dem Auftrag, das Entlastungsprogramm von 3,3 Mia auf 2 Mia Fr. zu
redimensionieren und den Haushalt auch über Mehreinnahmen wie der Einführung
einer eidgenössischen Erbschafts- und Schenkungssteuer zu finanzieren – der
Nichteintretensantrag wurde mit 132:41, der Rückweisungsantrag mit 120:59 Stimmen
abgelehnt. In der viertägigen Debatte wich der Nationalrat verschiedentlich von den
Sparvorgaben des Bundesrates und den Beschlüssen des Ständerates ab und verfehlte
das Sparziel von 3,3 Mia Fr. um etwa 600 Mio Fr. Im Asylbereich lehnte die grosse
Kammer auf Antrag von Ruth Genner (gp, ZH) mit 95:82 Stimmen einen Systemwechsel
bei der Fürsorge ab. Neben dem links-grünen Lager, das den Eingriff mittels
Dringlichkeitsverfahren in eine laufende Gesetzesrevision beklagte, votierte auch die
SVP-Fraktion gegen die Änderung, um eine Überwälzung der Kosten auf die Kantone zu
verhindern. Im Bereich Bildung, Forschung und Technologie setzte sich ein Einzelantrag
Randegger (fdp, BS) durch, der ein Ausgabenwachstum von 5,5% vorsah, anstelle von
4,5% (Bundesrat) resp. 4,75% (Ständerat); die Kommission hatte ein Ausgabenwachstum
von 5% beantragt, während Beck (lp, VD) ganz auf Kürzungen hatte verzichten wollen,
was dem ursprünglich geplanten Wachstum von 6% entsprochen hätte. Beim
Impulsprogramm für die Kinderkrippen konnte sich dank der Unterstützung der CVP-
Fraktion ein Minderheitsantrag von Liliane Maury Pasquier (sp, GE) durchsetzen, der
gänzlich auf die Kürzung von 12 Mio verzichtete. Entgegen Bundesrat und Ständerat
lehnte es der Nationalrat auf Antrag Abate (fdp, TI) ab, vom Bundesanteil an der LSVA bis
2007 nur 80% statt 100% in den Finöv-Fonds zu leiten. Weniger Einsparungen als der
Ständerat beschloss die grosse Kammer auch beim Programm EnergieSchweiz, dem die
Subventionen um 25 statt um 45 Mio Fr. gekürzt werden. Gleichzeitig votierte sie mit
87:84 Stimmen nur knapp gegen die von einer links-grünen Kommissionsminderheit
geforderte Einführung einer Energie-Lenkungsabgabe von 0,1 Rappen pro
Kilowattstunde auf nicht erneuerbaren Energien. Da das Parlament in der Zwischenzeit
bei der 11. AHV-Revision auf die soziale Abfederung des Rentenvorbezugs verzichtet
hatte, lehnte der Nationalrat das von Bundesrat und Ständerat beschlossene einmalige
Aussetzen des Mischindexes stillschweigend ab. Weiter als der Ständerat ging die grosse
Kammer beim Personalressourcengesetz, wo sie nicht nur die Entschädigungen der
Parlamentarier kürzte, sondern auch das Einkommen der Magistratspersonen
(Bundesräte, -richter und -kanzlerin) um 5%. Das Entlastungsprogramm passierte die
Gesamtabstimmung gegen die Voten von Grünen und SP mit 103:60 Stimmen. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Ganz im Gegensatz zum Nationalrat, der 2013 zwei Motionen von Jacqueline Badran (sp,
ZH) zur Verschärfung der Lex Koller diskussionslos angenommen hatte, sorgten die
kontroversen Beratungen der RK-SR sowie die ständerätliche Debatte für eine
Kehrtwende. Konkret wollte Nationalrätin Badran (sp, ZH) mit ihren Anliegen zwei
vorgängig eingeführte Lockerungen der Lex Koller rückgängig machen: 1997 hatte das
Parlament eine entsprechende Gesetzesänderung angenommen, die einen
uneingeschränkten Verkauf von Gewerbeliegenschaften an Personen im Ausland
ermöglichte. Ferner dürfen solche Personen in der Schweiz seit 2005 Anteile an
börsenkotierten Immobiliengesellschaften erwerben. Im Vorfeld der parlamentarischen
Beratung im Ständerat richtete sich eine Allianz bestehend aus
Immobiliengesellschaften, Gewerbe- und Hauseigentümerverband sowie den
Immobilienfonds von UBS und CS in einem Schreiben an die zuständige Kommission, in

MOTION
DATUM: 02.06.2014
MARLÈNE GERBER
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dem sie vor Annahme der Motionen warnte. Gemäss Luciano Gabriel, CEO der
Immobiliengesellschaft PSP Swiss Property, würden solche Regelungen den
Wirtschaftsstandort Schweiz gefährden. Ferner wäre die Vorschrift zur Überprüfung
der Herkunft eines Käufers bei entsprechenden Börsentransaktionen eine kostspielige
Angelegenheit. Mit knappen Mehrheiten empfahl die ständerätliche Rechtskommission
ihrem Rat schliesslich die Ablehnung der Anliegen. Gemäss Kommissionsmehrheit seien
die Immobilienpreise primär von inländischen Faktoren und der Nachfrage beeinflusst -
eine Ansicht, die auch von der Allianz geteilt wurde. Nach umkämpfter Diskussion, in
der die Befürworter die Anliegen als geeignet erachteten, um den Druck auf den
Immobilienmarkt zu reduzieren, und sich die Gegner gegen eine Abschottung von
ausländischen Investoren wehrten und deren negativen Einfluss auf den
Immobilienmarkt dementierten, folgte der Ständerat mit Zweidrittelmehrheit dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit und lehnte die beiden Motionen ab. Während der
Debatte stellte der freisinnige Fabio Abate (fdp, TI) die Frage, ob es so kurz nach
Annahme der Masseneinwanderungsinitiative angebracht sei, auch noch den Spielraum
ausländischer Investoren einzuschränken. Dies wurde von einer bürgerlichen Mehrheit
verneint: Während sich Vertreter der CVP, FDP, BDP und SVP für die Ablehnung der
Motionen stark machten, erhielt die Linke Unterstützung durch Vertreter der GLP und
den parteilosen Thomas Minder (parteilos, SH). Die zuständige Bundesrätin Sommaruga,
die sich ebenfalls für die Annahme der Motionen einsetzte, kündigte zudem weitere
Bestrebungen zur Änderung der Lex Koller an. Sie habe das Bundesamt für Justiz
beauftragt, Lücken in der bestehenden Gesetzgebung zu eruieren, wobei
Handlungsbedarf festgestellt worden sei. 19

Umweltschutz

Lärmschutz

Nach dem Nationalrat im Vorjahr überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion
Abate (fdp, TI), die den Bundesrat beauftragt, bei den zuständigen Organen der EU die
nötigen Schritte zu unternehmen, damit das Rollmaterial, insbesondere die
Güterwagen aus EU-Ländern, welche die Schweiz durchqueren, einer Lärmsanierung
unterzogen werden. 20

MOTION
DATUM: 05.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Sur recommandation du Conseil fédéral, le Conseil national a accepté sans vote la
motion du député Abate (plr, TI), réclamant une aide financière pour les cantons qui
gèrent des centres de départ à la frontière suisse. Ce dernier estime que ces cantons,
dont particulièrement le Tessin, devant assumer les coûts d'hébergement et de
sécurité des centres, qui servent pourtant les intérêts de tous les cantons et de la
Confédération, méritent une compensation financière. Il demande donc une
modification de la base légale à cette fin. 21

MOTION
DATUM: 13.12.2017
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
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Sprachen

Ende April löste die Ankündigung des Bundesrates, vorab aus finanzpolitischen Gründen
auf das seit Jahren angestrebte Sprachengesetz zu verzichten, in den mehrsprachigen
Kantonen, aber auch im Bundeshaus heftige Reaktionen aus. Im Nationalrat wurden
dazu umgehend mehrere Vorstösse eingereicht, welche allerdings im Berichtsjahr vom
Plenum noch nicht behandelt wurden. Eine Motion der Grünen (04.3242) sowie eine
Motion von Abate (fdp, TI) (04.3217) wollen den Bundesrat verpflichten, auf seinen
Entscheid zurückzukommen. Levrat (sp, FR) (04.429) möchte sogar, dass das Parlament
das Heft selber in die Hand nimmt, weshalb er eine diesbezügliche parlamentarische
Initiative deponierte, die Ende Jahr von den WBK-NR angenommen wurde. Bei der
Behandlung des Bundesbeschlusses über die Legislaturplanung in der Sommersession
nahm der Nationalrat das Vorhaben Sprachengesetz mit 105 zu 39 Stimmen wieder als
verbindliches Ziel auf. Der Ständerat begnügte sich damit, die Förderung der
Verständigung unter den Sprachgemeinschaften festzuschreiben, verzichtete aber auf
die explizite Forderung nach einem Sprachengesetz. Da der Nationalrat schliesslich die
Legislaturplanung ablehnte, wurde der verbindliche Auftrag zur Makulatur.
Im Auftrag des Bundesrates lässt der Nationalfonds die Sprachkompetenz der
Bevölkerung erfassen und Grundlagen für eine moderne Sprachenpolitik ausarbeiten. Er
schrieb ein mit CHF 8 Mio. dotiertes NFP aus, das bis 2008 abgeschlossen sein soll. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2004
MARIANNE BENTELI

In seinen Antworten auf zwei Interpellationen und eine Anfrage Abate (fdp, TI) hielt der
Bundesrat fest, dass alle wichtigen Publikationen des Bundes, d.h. alle Texte, die im
Bundesblatt und in der Amtlichen Sammlung veröffentlicht werden, auch auf
Italienisch erscheinen, und zwar ausnahmslos und gleichzeitig mit den anderen beiden
Amtssprachen. Die Geschäftsdatenbanken des Parlaments (Curia und Curia Vista) seien
voraussichtlich Ende Jahr auf Italienisch verfügbar. Beim Bundesblatt prüfe die
Bundeskanzlei, die italienische Fassung, welche erst ab 1971 vollständig erhalten ist,
analog zur deutschen und zur französischen in digitalisierter Form zugänglich zu
machen. In Bezug auf weitere amtliche Publikationen der Departemente entschieden
die zuständigen Stellen im Einzelfall aufgrund der Art der Publikation, der Adressaten,
der effektiven Verbreitung, der Auflage etc., ob ein Text ins Italienische übersetzt
werden soll. 23

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 19.10.2005
MAGDALENA BERNATH

1) AB NR, 2004, S. 1355 ff. (Abate) und 1730 ff. (Glasson). ; BBl, 2004, S. 2723 ff.; Lib., 29.6.04; LT, 1.9.04. Die Organisation
nennt sich nach einer Bewegung, welche in Belgien aus Protest gegen brutale Sexualdelikte an Kindern und deren
schleppende und pannenreiche Verfolgung durch die Strafbehörden entstanden ist.
2) AB NR, 2012, S. 2241
3) AB NR, 2014, S. 2349; Kommissionsbericht RK-NR vom 16.10.14
4) AB NR, 2016, S. 2282; Kommissionsbericht RK-NR vom 13.10.16
5) AB NR, 2018, S. 2207; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.10.18
6) Medienmitteilung der RK-NR vom 15.10.10; Medienmitteilung der RK-SR vom 6.5.11
7) AB NR, 2008, S. 855 ff., 975 ff., 1421 ff., 1483 ff. und 1575 f.; AB SR, 2008, S. 712 ff. und 830; BBl, 2008, S. 8233 ff.; BBl,
2008, S. 1869 ff.; NZZ, 5.2. und 27.2.08.
8) AB SR, 2015, S. 674 ff.; SO, 21.6.15
9) CdT, 14.1. und 19.2.11; SOS, 7.4.11; CdT, 8.4. und 9.4.11; Vorstrafen: Presse vom 8.3.11; Presse vom 11.4.11; CdT, 12.4. und
13.4.11.
10) Presse vom 11.4.11; 24h, 12.4.11; CdT, 14.4.11 ; www3.ti.ch; Wahlkampf: CdT, 16.2.11; TA, 21.2.11; CdT, 23.2. und 2.3.11; LT,
8.3.11; CdT, 30.3. und 1.4.11; NZZ, 5.4.11; BaZ, 8.4.11.
11) SoS, 23.4.1; NZZ, 5.9. und 6.9.11; TA, 12.10.11; CdT, 16.11.11; NZZ, 17.11.11; Presse vom 21.11. und 22.11.11; CdT, 21.11.11;
www.ti.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
12) NZZ, 10.7.15; CdT, 11.8.15; BZ, 18.9.15; NZZ, 24.9.15; CdT, 1.10.15; CdT, 19.10.15; NZZ, 20.10., 27.10.15; CdT, 16.11.15
13) CdT, 2.8.18, 7.6., 11.6., 1.7., 4.7., 27.7.19; SGT, 29.7.19; CdT, 13.8., 2.9., 9.9., 12.9., 23.9., 6.11., 7.11.19; AZ, 15.11.19; AZ, Blick,
NZZ, TA, TG, 18.11.19; Blick, CdT, NZZ, TA, TG, 19.11.19; AZ, 23.11.19; CdT, 28.11.19; Blick, 29.11.19
14) AB NR, 2011, S. 1844.
15) AB NR, 2003, S. 168 f.; Lit. Duc.
16) AB NR, 2004, S. 2167 f.
17) AB NR, 2014, S. 1809; AB SR, 2014, S. 257
18) AB NR, 2003, S. 1569 ff., 1576 f., 1578 ff., 1615 ff., 1645 ff., 1656 ff. und 1712 ff.; Presse vom 30.9.-3.10.03. 
19) AB SR, 2014, S. 392 ff.; NZZ, 22.3., 29.3., 7.4.14; SGR, 22.4.14; TA, 23.4., 30.5.14; BZ, LZ, NZZ, SGT, TA, 3.6.14; NZZ, 4.6.14
20) AB NR, 2005, S. 1973 und Beilagen V, S. 349 ff.; AB SR, 2006, S. 910 und Beilagen IV, S. 58 ff.
21) BO CN, 2017, p. 981
22) AB NR, 2004, S. 1095 ff.; AB NR, 2004, S. 898 ff.; AB SR, 2004, S. 297 ff.; Presse vom 30.4.04; TA, 6.5.04; NZZ, 28.12.04
23) AB NR, 2005, Beilagen I, S. 441 ff.; AB NR, 2005, Beilagen II, S. 95 f.; AB NR, 2005, Beilagen IV, S. 268 ff.
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